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Wir widmen uns heute auf verschiede-
nen Betrachtungsebenen dem Zusam-
menhang zwischen Arbeitsbedingun-
gen und seelischer Gesundheit.
Ich erinnere mich noch sehr gut an 
meine Studienjahre, in denen wir als die 
heute sogenannte 68-iger Generation 
intensiv über soziale und sozioöko
nomische Rahmenbedingungen für 
Krankheit und Gesundheit diskutiert 
und die Abschaffung „entfremdeter Ar-
beit“ gefordert haben. Unsere damalige 
Vorstellung, der Mensch müsse sich in 
seiner Arbeit selbst verwirklichen, um 
gesund und zufrieden leben zu können, 
mag Etlichen der hier Anwesenden ge-
lungen sein, entspricht aber nicht der 
Realität der heutigen Arbeitswelt und 
den ökonomischen Rahmenbedingun-
gen, unter denen die Mehrheit der deut-
schen Bevölkerung lebt.
Inzwischen arbeite ich seit 24 Jahren – 
durchaus in Selbstverwirklichung – als 
Fachärztin für Allgemeinmedizin und 
Psychotherapie und betreue mehrere 
Tausend Patienten hausärztlich über 
viele Jahre, ja oft Jahrzehnte lang. Der 
Zusammenhang zwischen seelischer 
Gesundheit und Arbeitsplatzbedingun-
gen meiner Patienten lässt sich sehr klar 
auf folgenden Nenner bringen:
Gesund, glücklich oder zufrieden, aktiv 
und motiviert bleiben diejenigen mit 
einem sicheren Arbeitsplatz, an dem sie 
sich geachtet und geschätzt fühlen.
■  Patientinnen / Patienten, die sich am 

Arbeitsplatz überfordert, gemobbt 
und ausgenutzt erleben, entwickeln 

früher oder später psychosomatische 
Beschwerden bis hin zu schweren 
psychiatrischen Krankheitsbildern, 
kündigen oder verlieren ihren Ar-
beitsplatz und fallen dann oft in die 
Langzeit-Arbeitslosigkeit.

■  Berufstätige Patienten, die primär 
und unverschuldet psychisch erkran-
ken (z. B. an einer Schizophrenie, 
Zyklothymie, schweren endogenen 
Depression usw.) verlieren in der Re-
gel auf Dauer ihre Arbeit und sind 
kaum wieder einzugliedern, egal wie 
umfangreich und erfolgreich ihre 
Therapie sein mag.

Lassen sie mich dieser „gefühlten“ sub-
jektiven Realität harte Zahlen hinzu
fügen:
Die Krankheitslast aufgrund psychi-
scher Störungen in Deutschland ist, 
vergleichbar mit anderen westlichen In-
dustrienationen, enorm hoch. Aus epi-
demiologischen Untersuchungen geht 

hervor, dass innerhalb eines Jahres  
ca. 31 % der erwachsenen Bevölkerung 
zwischen 18 und 65 Jahren an mindes-
tens einer psychischen Störung leiden. 
Dies allein entspricht 16,5 Millionen 
Erwachsenen im Erwerbsalter mit einer 
psychischen Störung. Die Häufigkeits-
raten unter den Frauen fallen mit 37 % 
wesentlich höher aus als unter den 
Männern mit 25,3 %. Den weitaus 
größeren Anteil haben dabei effektive 
Störungen (11,9 %), Angsterkrankun-
gen (14,5 %), somatoforme Störungen 
(11,0 %) und Abhängigkeitserkrankun-
gen (4,5 %). Da eine Reihe psychischer 
Störungen in Deutschland bislang  
nicht systematisch in epidemiologi-
schen Studien untersucht worden sind 
(u. a. Posttraumatische Belastungsstö-
rung, Persönlichkeitsstörungen) ist hier 
sogar noch von einer Unterschätzung 
der tatsächlichen Prävalenzraten aus
zugehen.
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Die Wahrscheinlichkeit, mindestens 
einmal im Leben an einer psychischen 
Störung zu erkranken, wird sogar auf 
43 % beziffert. Die Kosten für Diagnos-
tik und Behandlung psychischer Er-
krankungen werden dabei in Deutsch-
land auf ca. 10 % der Kosten in der GKV 
geschätzt. Neben den direkten Behand-
lungskosten kommen bei einer Reihe 
psychischer Störungen in erheblichem 
Umfang weitere indirekte Kosten durch 
Minderung der Arbeitsproduktivität, 
Frühberentungen und Arbeitslosigkeit 
hinzu.
Etwa ein Drittel der Bevölkerung leidet 
im Laufe des Lebens an einer psychi-
schen Störung unterschiedlichen 
Schweregrades und unterschiedlicher 
Dauer. Unter Bezugnahme auf die jähr-
liche Rate der Neuerkrankungen und 
die Dauer der Erkrankung / Behinde-
rung ist davon auszugehen, dass aktuell 
etwa 400.000 bis 500.000 Menschen im 
erwerbsfähigen Alter in Deutschland 
von einer chronisch verlaufenden psy-
chischen Erkrankung betroffen sind 
und längerfristig je nach den individu-
ellen Erfordernissen Leistungen zur 
Krankenbehandlung, Rehabilitation 
und Teilnahme am Leben in der Gesell-
schaft benötigen.
Diese Zahlen bewegen nicht nur Ge-
sundheitsökonomen oder die betroffe-
nen Arztgruppen (Psychiater, Psycho-
therapeuten, Arbeits- und Betriebs- 
mediziner sowie Hausärzte). Aufgrund 
von Schwere, Brisanz und Tragweite 
unseres heutigen Themas hat sich der 
109. Deutsche Ärztetag 2006 in einem 
eigenen TOP damit befasst und neben 
Analyse und Beschreibung der Situa-
tion klare politische Forderungen auf-
gestellt. Unser TOP damals und unser 
Auftrag für die kommenden Jahre 
lautete:
„Aktive Bekämpfung der Stigmatisie-
rung und Diskriminierung von Men-
schen mit psychischen Erkrankungen“.
Meine Damen und Herren:
Die Zahlen der Betroffenen kennen wir. 
Die Behandelbarkeit psychischer Er-
krankungen hat sich in den letzten  
2 Jahrzehnten entscheidend verbessert. 
Aber dennoch, trotz hochpotenter 

Pharmakotherapie, trotz umfangreich 
verfügbarer Möglichkeiten zur ambu-
lanten oder stationären Psychotherapie, 
trotz des Ausbaus der Rehabilitations-
möglichkeiten und des gewachsenen 
Verständnisses für psychische Erkran-
kungen in der Bevölkerung sind die Be-
troffenen, ihre Angehörigen und sogar 
die in der psychiatrisch-psychothera-
peutischen Versorgung Beschäftigten 
subtilen und offensichtlichen Diskrimi-
nierungen auf allen gesellschaftlichen 
Ebenen ausgesetzt.
Als Stichworte nenne ich hier nur:
Mobbing in der Schule und am Arbeits-
platz; Leistungsausschlüsse bei Versi-
cherungsgesellschaften und der PKV; 
Vorurteile gegenüber Erkrankten z. B. 
auf dem Wohnungsmarkt; Hemm-
schwellen der Betroffenen, sich zu  
outen und sich in Behandlung zu 
begeben…
Dies und viel mehr hat die Diskussion 
beim Deutschen Ärztetag beeindruckt 
und die Delegierten veranlasst, einen 
entsprechenden Forderungskatalog an 
Politik und Gesellschaft zu richten, aber 
auch selbst aktiv zu werden. Natürlich 

waren auch mehrere der Forderungen 
eine Selbstverpflichtung der Deutschen 
Ärzteschaft. So ist die Bundesärztekam-
mer noch 2006 Gründungsmitglied des 
„Aktionsbündnisses für Seelische Ge-
sundheit“ geworden. Rund 60 Bündnis-
partner unter der Schirmherrschaft des 
BMG setzen sich seither – neben vielen 
anderen Aktiven und Initiativen – für 
die Belange von Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen und ihre Familien 
ein. Einen wichtigen Auftrag und Ar-
beitsschritt unseres Bündnisses stellt 
das heutige Symposium dar, das nicht 
nur in der ärztlichen Öffentlichkeit, 
sondern auch in den Medien große 
Aufmerksamkeit hervorgerufen hat. 
National wie international stellt die Be-
kämpfung von Stigmatisierung und 
Diskriminierung psychisch Erkrankter 
ein zentrales Ziel für deren Versorgung 
und Behandlung dar. 
Ich hoffe und erwarte, dass wir mit un-
serer Tagung diesem Ziel ein kleines 
Stück näher kommen werden und 
danke nochmals allen Anwesenden für 
Ihre Mitwirkung und Ihre Teilnahme 
daran!� ■
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Fast jeder Dritte leidet einmal in seinem 
Leben an einer behandlungsbedürfti-
gen, psychischen Erkrankung. Rund 
zehn Prozent der Fehltage bei den aktiv 
Berufstätigen gehen auf diese Diagnose 
zurück. Dabei hat sich der Kranken-
stand in der Diagnosegruppe „Psychi-
sche und Verhaltensstörungen“ in den 
letzten 5 Jahren mehr als verdoppelt. 
Depressionen, Schizophrenien sowie 
Alkohol- und bipolare (manisch-de-
pressive) Erkrankungen zählen mittler-
weile zu den häufigsten Erkrankungen 
weltweit. 

Trotz der zentralen Bedeutung der seeli-
schen Gesundheit sind psychische Er-
krankungen nach wie vor ein Tabu in 
unserer Gesellschaft. Die Diagnose „psy-
chisch krank“ ist mit einem Stigma ver-
sehen, das schwerwiegende Folgen für 
den Krankheitsverlauf und die Lebens-
qualität der Betroffenen haben kann. 
Das Stigma psychischer Erkrankungen 
wird daher auch als „zweite Krankheit“ 
für die Betroffenen bezeichnet. 
Vor diesem Hintergrund wurde unter 
der Schirmherrschaft der Bundesminis-
terin für Gesundheit, Frau Ulla Schmidt, 
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